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Pakete schnüren
Viele notwendige Wirtschaftsreformen scheitern an der Verteilungsfrage. Die Politik miuss

daher versuchen, die Reformverlierer zu entschädigen, sagt Hans Peter Grüner.

b Rente, Arbeilsmarkl oder Ki'ankenversicherung:
deutsche Wirtschafts%^issensch;iftler drängen seit
Jiiliren auf Reformen. Dabei geht es um sensible

politische Fragen - also Fragco, bei denen persönli-
ehe Präferenzen und nicht nur wissenschaftliche Korrektheit ei-

nc Rolle spielen. L'mso mehr überrascht es, wie viel Einigkeit in
meiner Profession oft darüber hernscht, was zu geschehen habe.
Nur vereinzelt gibt es Sondenneiiiungen, sichtbar etwa durch
Sondervoten im Sachvcrständigenrat.

Gerade weil sich die Volkswirte oft so einig sind, verblüfft es,
wie wenig die Politik auf sie hört. Warum setzt sich der ökonoiiti-
sehe Sachverstand im Refomiprozess so selten durch? Eine esn-
fache Erklärung w'a-re, dass Wähler vielen Reformvorschlägen
aus Unwissenheit oder Egoismus misstrauen oderdass in der Po-
Jitik schlicht die Trägheit regiert. Es gibt gelegentlich Aufrufe, in
denen Volkswirte an die DurchsctZiuigäliraJt der ft?iitilt appellie-
ren. Hier liegt aber ein verblüffender Widerspruch. WrVolks-
wirte versuchen ja oft, das Verhalten wirtschaftlicher und poliri-
scher Akteure über ihr Eigemnteresse z:u klären. Warum sollte
ein Appell helfen, wenn Politiker und Bürger, wie in vielen Mo-
dellen angenommen:, auch nur Nutzenrnaximicrer sind? Warum
sollten rationale Politiker, die Wahlcii gcvviniicn (vollen, etwas
vorschlagen, was die Mehrheit nicht will oder versteht?

POLITIKER UND WÄHLER HANDELN AUS EIGENINTERESSE

Natürlich handeln Poliüker und Wähler oft aus eigenem Inieres-
se. Wählcrgi-uppen stimmen geine für eine regiiliercndc I>olitik,
die ihnen selber nutä; Poliliker können das lüclit igiiorieren,
wenn sie Wahlen gewinnen wollen, Em von Ökonomen wahr-
genomaiener Reformstau ist aber nicht notwendig ein Zeichen
für einen Mangel der Demokratie. Nachhaltige RefoiTOen sind
in der Demokratie ti-otz vielfältiger Interessen - und Iiiteressen-
gi-iippen - niöglich. Eine Reform kann dann mim Nutzen allei-
durchgeführt werden, wenn die Reformgewinner so viel davon
habeii, dass es möglich ist, die Verlierer zu
kompensieren. Es reicht nicht, dass die
Kompensation nur in der Theorie möglich
ist. Sie rnuss konkreter Bestandteil des Vor-

Habens sein, damit die Chancen für die
Durchsetzbaj-keit steigen. Eine Verteilungs-
rechnunggibt einem l'ieformvorschlag poli-
tisch zusätzliches Gewicht.

Ein gutes Beispiel dafür sind das Arbeits-
losengeld II (ALG II) und die Transferent-
zugsrate, also der Anteil des Hinzuverdiens-
tes zumALG II, den ein Empfänger nicht für
sich selbst behalten kann. Unter pekuniären
Aspekten sind die Anreize, eine Beschäfti-
gung aufzunehmen oder auszuweiten, für
viele Bürger gering. Das Senken des Trans-
ferenfxugs ist sinnvoll, um Beschäfügtings-
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hindemisse abzubauen. Das ist aber nicht einfach, Entweder

man belässt den Betrag, den man ohne Hinzuverdienst erhält,
auf dem alten Niveau. Dann entstehen bei geringerem Transfer-
cntzug erhebliche Mehrkosten. Andenifalls müsste man die Sät-
ze fiir ALG-II-Empfänger, die nichts hinzuverdienen, senken,
was ohne die flächcndcckcndc Bereitstellung staatlicher Jobs
schwer zu rechlfertigen wäre. Hinzu kommt: Jede beschäfti
gungswirksame Reform schafft mehr KonkuiTenz am Arbeits-
markt. Der Arbcitsmarkt nimmt kurzfristig die neuen VVett-
bev'. 'erbcrnur auf, wenn die Löhne fallen. Das kann crkiären.wa-

rum Insider ani Arbeitsmarkt entsprechende Reformen skep-
iisch sehen, selbst \vcnn sie selbst auf den ersten Blick gar nicht
betroffen sind.

Die Durchset.zbarkeit einer Reform des ALG II hängt also
auch davon ab, ob es gelingt:, deren Verlierer wenigstens teilwei-
sc zu entschädigen. Urn daa zu erreichen, soltte die Politik mehr
über ausgewogene Paketlösungeii nachdenken. Diese müssen
gründlich geplant sein und dürfen nicht aus der Gemengelage
eines nächtlichen Koalitionstreffcns heraus entstehen.

Markroinschaflliche Reformen müssen nicht immer zulas-

ten der ArbcitnchnM'r und Traasferempfäiiger gehen. Die Ar-
beitgeber fordern eine Reform desArbeitsmarktesja auch, weil
das Arbeitskosten senkt. Es gibt also Spielraum für begleitende
Maßnahmen. Ein breiter Subventionsabbau oder die verstärkte

Nuteiuig' von Auktionen bei der Vergabe staatlicher Lizenzen
schaften fiskalischen Spielraum fiireine Entlastung im Niedng-
lohnbereich. Wirksame Wettbewerbspolitik atif Outputmärkten
wirkt zugunsten von Koiisumeiiten.

Auch bei aiaderen Reformen lohnt es sich, die Bedenken dcr
Bürger ernst zu nehmen. Ein Umbau des Rentensystems hin zu
einem kapitaigedeckten System ist nur im Interesse der Anleger.
wenn sie mit entsprechenden Erträgen am Kapitalmarkt rech-
nen köniien. Die Ablehnung eines Systeniwechsels kann auch
damit zu hm haben, dass viele Bürger nicht glauben, dass sie am

Kapitalmarkt eine vernünfüge Rendite er-
wirtschaften werden. Kletnanlegerireu.ndli-
ehe Reformen des Kapitalmarktes würdeii

also komplementär zu einer Reform des
Rentensystems wirken. Bei der Rente mit <)7
ist es essenziell, Arbeitschancen fiirAltere zu
schaffen. Auch hier macht die Kombination

von Voi-schlägeii den Erfolg walirscheinli-
eher.

Ausgewogene Relbrrnpakete können
mehr^Vohlstand für die a.llenneisten schaf-
fen. Es lohnt sich also auch für die Wissen-

schaft, die Vertcilungswirltung cinzelner
und kombinierter Ret'onnen stiü'ker als bis-

her zu analysieren. An der Universität
Mannheim m^achen mr dies seit Kurzem mit

einem neuen Sonderforschungsbereich.
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